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Vorwort

Die Umsetzung von Artikel 11 der Seveso II Richtlinie
in deutsches Recht erfolgte in der Storfall-Verordnung
und in Nordrhein-Westfalen im Gesetz liber den Feuer-
schutz und die Hilfeleistung (FSHG). Darin kommt der
Notfallplanung bzw. Alarm- und Gefahrenabwehrpla-
nung als einem wesentlichen Vorsorgeinstrument zur
Begrenzung von Storfallauswirkungen besondere Bedeu-
tung zu. Vorkehrungen zur Notfallplanung gehoren da-
her zu den erweiterten Pflichten von Betreibern beson-
ders gefahrlicher Anlagen bzw. Betriebsbereiche im Gel-
tungsbereich der Storfall-Verordnung.

Die grundsitzlichen Anforderungen an eine Notfallpla-
nung waren 1988 erstmalig in dem Technische Leitfaden
"Hinweise zur Erstellung und Priifung von Betrieblichen
Alarm- und Gefahrenablaufpldnen" (LIS-Berichte Nr.
83) verodffentlicht worden. Dieser Leitfaden musste nach
diversen Fortschreibungen der Storfall-VO dringend aktualisiert werden. Mit dem neu erstell-
ten Merkblatt Band 45 liegt nunmehr ein aktuelles Musterkonzept zur Notfallplanung vor.
Der Leitfaden umfasst den Anforderungskatalog fiir interne Alarm- und Gefahrenabwehrpla-
ne fiir Anlagen und fiir Industriestandorte. Der Band 45 beschreibt zudem die gemill FSHG
geltenden Rahmenbedingungen fiir die externe Notfallplanung. Ergdnzend wird auch auf das
fiir eine Offentlichkeitsbeteiligung festgesetzte Verfahren verwiesen.

Dem gemeinsamen Arbeitsteam aus den Bereichen Anlagensicherheit sowie Arbeitssicher-
heit danke ich fiir die Zusammenfiihrung der gesetzlichen Anforderungen in ein neu struktu-
riertes Musterkonzept. Als ein weiteres Projektziel ergibt sich eine Fortschreibung der plane-
rischen, organisatorischen und technischen Mallnahmen zur Verbesserung der Anlagensi-
cherheit und der Storfallvorsorge. Der Fachoffentlichkeit, den Fachleuten bei den Betreibern,
den Vollzugsbehdrden sowie der interessierten Offentlichkeit wird dieser neue Leitfaden im
Internet bereitgestellt.

FNoalol Ddras—

Essen, Mai 2004 Dr.-Ing. Harald Irmer
Prasident des

Landesumweltamtes

Nordrhein-Westfalen
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1.  Umsetzung der Seveso Il Richtlinie in Deutschland

Die Notfallplanung bzw. Alarm- und Gefahrenabwehrplanung ist ein wesentliches Vor-
sorgeinstrument zur Begrenzung von Storfallauswirkungen und gehdrt zu den erweiterten
Pflichten im Sinne von Artikel 11 der Seveso II Richtlinie. Die Umsetzung des Artikel 11 in
deutsches Recht erfolgte in der Storfall-Verordnung und in Nordrhein-Westfalen im Gesetz
iiber den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG).

Entsprechend § 1 Abs. 1 der Storfall-Verordnung gilt, dass Alarm- und Gefahrenabwehrplidne
fiir solche Betriebsbereiche zu erstellen sind, in denen geféhrliche Stoffe in Mengen vorhan-
den sind, die die in Anhang I Spalte 5 der Storfall-Verordnung genannten Mengenschwellen
tiberschreiten und somit unter die erweiterten Pflichten der Storfall-Verordnung fallen. Dar-
iber hinaus gelten gemdl § 1 Abs. 3 Nr. 2 Storfall-Verordnung die Anforderungen des § 18,
zu denen ebenfalls die Erstellung von Alarm und Gefahrenabwehrplidnen gehort, fiir Anlagen,
die nicht Bestandteil eines Betriebsbereichs sind, in Anhang VII Teil 2 genannt werden und in
denen gefdhrliche Stoffe vorhanden sind, die die in Anhang VII Teil 1 Spalte 6 genannten
Mengenschwellen erreichen oder iiberschreiten.

Durch diese Bestimmungen wird jedoch nicht ausgeschlossen, dass die zustdndige Behorde
den Betreibern der o. g. Betriebsbereiche oder Anlagen im Einzelfall die Verpflichtung zur
Erstellung von Alarm- und Gefahrenabwehrpldnen auferlegen kann, wenn die festgesetzten
Mengenschwellen des Anhang I Spalte 5 bzw. Anhang VII Teil 1 Spalte 5 nicht tiberschritten
werden und die Anlage nicht in Anhang VII Teil 2 genannt wird.

Weitere Regelungen der Seveso II RL, die die externe Alarm- und Gefahrenabwehrplanung
betreffen, finden zustdndigkeitshalber ihren Niederschlag in den Katastrophenschutzgesetzen
der Lander. Anforderungen an die Inhalte von externen Notfallpldnen und an zu treffenden
Vorkehrungen sind z. B. im Gesetz iiber den Feuerschutz und Hilfeleistung Nordrhein-
Westfalen (FSHG NW) in seinen Abschnitten V und VI insbesondere im § 24a FSHG enthal-
ten

Die Giiltigkeit der der Storfall-Verordnung iibergeordneten europdischen Regelung, der Se-
veso II RL, ist allerdings nicht auf den Geltungsbereich des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) beschrinkt. Die Anwendbarkeit der Seveso II RL héngt ausschlielich vom
Vorhandensein der in Anhang I der Richtlinie genannten Stoffe ab. Die Anforderungen von
Seveso II richten sich daher iiber den Geltungsbereich des BImSchG hinaus auch auf nicht
gewerbliche Betriebsbereiche. Dazu war in Nordrhein-Westfalen eine Umsetzung der Vor-
schriften von Seveso II in das Landes-Immissionsschutzgesetz (LImSchG) erforderlich. In das
LImSchG wurde dazu der § 13a eingefiigt.

Vierter Abschnitt - Schutz vor sonstigen Gefahren - § 13a LImSchG - Schutz vor sonstigen [
Ge-fahren: "§ 1 Abs. 1 und 2, § 2 sowie der Zweite und der Vierte Teil der Zwolften [
Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 26. April 2000 []
(BGBI. I S. 603) sind auf genehmigungsbediirftige und nicht genehmigungsbediirftige Anlagen |
entsprechend anzuwen-den, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und die nicht im Rahmen [
wirtschaftlicher Unter-nehmungen Verwendung finden, sofern sie Betriebsbereiche oder Teile [
von Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Abs. 5a Bundes-Immissionsschutzgesetz sind." (2005)
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2. Anforderungen der Storfall-Verordnung an interne
Alarm- und Gefahrenabwehrplane

§ 10 Abs. 1 und Anhang IV Storfall-Verordnung - Inhalte von internen Alarm- und
Gefahrenabwehrplinen

§ 10 der Storfall-Verordnung — Alarm- und Gefahrenabwehrpléne — enthélt konkrete Anforde-
rungen an den internen Alarm- und Gefahrenabwehrplan. Weitere detaillierte Anforderungen
werden im Anhang IV der Storfall-VO in 7 Punkten aufgelistet. § 10 Abs. 1 Nr. 1 enthélt wei-
ter den Verweis auf in internen Alarm- und Gefahrenabwehrplidnen nach Anhang IV der Stor-
fall-Verordnung zu machende Angaben. Diese entsprechen den in Anhang IV Nr. 1 — Interne
Notfallpldne — der Seveso II RL aufgelisteten Punkten.

Das Muster fiir einen internen Alarm- und Gefahrenabwehrplan NW (Anhang 1) orientiert
sich an Anhang IV der Storfall-Verordnung.

Interne Alarm- und Gefahrenabwehrpldne und externe Alarm- und Gefahrenabwehrpldne
miissen zwischen den Betreibern und den zustindigen Behdrden abgestimmt werden. Die
Storfall-Verordnung enthélt dazu die Vorschrift des § 10 Abs. 1 Nr. 2, die Betreiber dazu ver-
pflichtet, der zustidndigen Behorde die notwendigen Informationen zur Erstellung externer
Alarm- und Gefahrenabwehrpldne zu tibermitteln.

§ 10 Abs. 2 Storfall-Verordnung - Grenziiberschreitende Auswirkung von Storfillen

Gemadl § 10 Abs. 2 der Storfall-Verordnung miissen die Betreiber von Betriebsbereichen, von
denen moglicherweise storfallbedingte Auswirkungen die Grenze zu einem Nachbarstaat ii-
berschreiten konnen, der zustindigen Behorde Mehrausfertigungen der zur Erstellung exter-
ner Alarm- und Gefahrenabwehrpline erforderlichen Informationen zur Weiterleitung an die
zustdndigen Behorden des anderen Staates {ibermitteln.

§ 10 Abs. 3 Storfall-Verordnung - Beteiligung der Beschiiftigten

§ 10 Abs. 3 enthilt die Regelung, dass interne Alarm- und Gefahrenabwehrpléne unter Betei-
ligung der Beschiftigten des Betriebes erstellt werden miissen. Bisher gibt es verschiedene
Ansitze, wie dies durchgefiihrt werden soll. Diese reichen von der Beteiligung des Betriebsra-
tes bis zur Offenlegung der Pléne innerhalb des Betriebes mit Einwendungsmoglichkeit fiir
die Beschiftigten.

§ 10 Abs. 4 Storfall-Verordnung - Aktualisierung der internen Alarm- und Gefahren-
abwehrpline mindestens alle 3 Jahre

Nach § 10 Abs. 4 miissen die internen Alarm- und Gefahrenabwehrpldne von den Betreibern
in Abstiinden von hochstens drei Jahren iiberpriift und erprobt werden. Bei diesen Uberprii-
fungen und Erprobungen sollen Anderungen innerhalb des Betriebsbereichs und den beteilig-
ten Notfalldiensten, neue technische Erkenntnisse und neue Erkenntnisse iiber das Verhalten
im Storfall beriicksichtigt werden. Wenn sich bei dieser Uberpriifung oder einer Erprobung
ergibt, dass sich erhebliche Auswirkungen hinsichtlich der bei einem Storfall zu treffenden
MaBnahmen ergeben konnten, ist der Betreiber nach Satz 3 verpflichtet, den internen Alarm-
und Gefahrenabwehrplan unverziiglich zu aktualisieren. Zur Uberpriifung und Fortschreibung
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eines internen Alarm- und Gefahrenabwehrplanes wird angeregt, das in Anhang 3 dargestellte
Aktualisierungsschema zu verwenden.

§ 11 Storfall-Verordnung - Informationen iiber Sicherheitsmafinahmen

Die Vorschriften des § 11 und des Anhangs V der Storfall-Verordnung enthalten Anforde-
rungen an die Information der Offentlichkeit. Die Informationen sind alle drei Jahre durch den
Betreiber zu iiberpriifen und mindestens alle 5 Jahre der Offentlichkeit zugénglich zu machen.
Entsprechend § 6 Abs. 3 Nr. 2 Storfall-Verordnung miissen Betreiber von benachbarten Be-
triebsbereichen, fiir die nach § 15 Storfall-Verordnung durch die zustindige Behorde festge-
legt wurde, dass auf Grund ihrer Lage die erhohte Moglichkeit des Eintritts eines Storfalles
bestehen kann oder diese folgenschwerer sein konnen, standortiibergreifende Informationen
der Offentlichkeit gemeinsam erstellen und verteilen.

3. Interne Alarm- und Gefahrenabwehrplane nach
Storfall-vO

Anforderungen an betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpline (BAGAP) wurden schon in
der VWV-NRW zur Storfall-VO vom 09.06.1981 konkretisiert. Der LIS-Bericht Nr. 83 (1988)
,Hinweise zur Erstellung und Priifung von betrieblichen Alarm- und Gefahrenabwehrplidnen
nach der Storfall-Verordnung® (hrsg. von der damaligen Landesanstalt fiir Immissionsschutz
NRW) gab weitere Hinweise zur Erstellung von BAGAP. Detaillierte Angaben zur Erstellung
von Betrieblichen Alarm- und Gefahrenabwehrplédnen enthilt die 3. Verwaltungsvorschrift
zur Storfall-VO mit ihrem Anhang 6. Seit der Novellierung vom 26.04.2000 werden Be-
triebliche Alarm- und Gefahrenabwehrplidne in der Storfall-VO als interne Alarm- und Gefah-
renabwehrplidne bezeichnet. Die o. g. Vorschriften konnen jedoch weiterhin sinnvoll als Er-
kenntnisquelle zur Erstellung eines internen Alarm- und Gefahrenabwehrplans genutzt wer-
den. Im folgenden werden Mindestanforderungen an interne Alarmplidne und Gefahrenab-
wehrpléne genannt.

Mindestanforderungen an Alarmpléine

e Alarmadressen (Erreichbarkeit von internen und externen Einsatzkraften sowie von Ent-
scheidungstragern; Behorden, die informiert werden miissen; empfindliche Einrichtungen,
die gewarnt werden miissen),

e Festlegungen zu Alarmfillen (nach Art der Gefahren, z. B. Freisetzung, Brand, Explo-
sion),

e Festlegungen zu Meldestufen (entsprechend dem zu erwartenden Ausmal} der Gefahr-
dung, z. B. entsprechend dem D 1 — D 4-System),

e Nach Meldestufen differenzierte Alarmierungsschemata,

e Ablaufplan fiir die Informationsweitergabe.
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Mindestanforderungen an Gefahrenabwehrpline

Allgemeine Angaben iiber den Betriebsbereich und seine Umgebung,

Angaben zu den betrieblichen Gefahrenpotenzialen,

Angaben zur Sicherung von betrieblichen Gefahrenbereichen,

Zur Gefahrenabwehr erforderliche stoffspezifische Angaben,

Dokumentation der Zustiandigkeiten der betrieblichen Gefahrenabwehrkrifte,

Angabe der nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 der Storfall-VO mit der Begrenzung der Auswir-

kungen von Storfallen beauftragten Person oder Stelle,

e Angaben zur Eignung und zum Umfang der Schutzausriistungen und der Einrichtungen
zur Gefahrenabwehr,

e Angaben zum Einsatz von betrieblichem Personal zur Bekdmpfung der Gefahren und ihrer
Auswirkungen einschlieSlich von Empfehlungen zu Sofortmafnahmen,

e Angaben zum Einsatz unter Beteiligung offentlicher Gefahrenabwehrkréfte (Informati-
onsbereitstellung, Lotsen, Einsatzleitung),

e Darlegung der MaBnahmen zur Uberwachung der Gefahren, deren Entwicklung und Aus-
wirkung,

e Angabe der nach § 5 Abs. 2 Storfall-VO fiir die Beratung der Gefahrenabwehrbehorden
und der Einsatzkréfte zustdndigen Personen oder Stellen,

e Anweisungen zum Verhalten im Gefahrenfall an Personen, die sich innerhalb des Be-
triebsbereichs authalten und

e Angabe der Stellen, denen der interne Alarm- und Gefahrenabwehrplan zugeleitet wird

(Verteiler).

Das Muster fiir einen internen Alarm- und Gefahrenabwehrplan gem. Anhang 1, den ein Ar-
beitskreis des Innenministeriums NRW erstellt hat, enthilt ein detailliertes Inhaltsverzeichnis
und weitere Hinweise zur Erstellung eines internen Alarm- und Gefahrenabwehrplans.

Storfallablaufszenarien® bzw. die ,,vorhersehbaren Umstidnde oder Vorfille die fiir das Auslo-
sen eines Storfalls ausschlaggebend sein konnen® nach Anhang IV Nr. 3 der Storfall-
Verordnung konnen entsprechend dem in Anhang 2 dargestellten Schema durchgefiihrt wer-
den. AuBerdem werden in Anhang 2 weitere Quellen zur Darstellung von Stor-
fallablaufszenarien genannt.

Die Handhabbarkeit eines internen Alarm- und Gefahrenabwehrplans im Ereignisfall muss
bei der Erstellung der Unterlagen die oberste Prioritit haben. Eine formelle Abarbeitung der
in § 10 und Anhang IV der Storfall-Verordnung verlangten Informationen kann im Fall von
komplexen Betriebsbereichen dazu fiihren, dass sehr umfangreiche Unterlagen erarbeitet wer-
den. Diese sind fiir den Einsatzfall wegen ihres Umfanges nur bedingt zu gebrauchen. Des-
halb ist zu empfehlen den internen Alarm- und Gefahrenabwehrplan in einen ,,Ubersichtsteil*,
einen ,,Aktionsteil” und einen ,,beschreibenden Teil*“ zu unterteilen. Wahrend der Aktionsteil
in Kiirze notwendige Informationen fiir die Einsatzkréfte enthalten muss, konnen die Informa-
tionen im beschreibenden Teil und im Ubersichtsteil zu Schulungszwecken im Rahmen von
wiederkehrenden Belehrungen der Beschéftigten und als Planungsgrundlage fiir Alarm- und
Gefahrenabwehriibungen dienen.
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4. Erstellung und Abstimmung von internen
Alarm- und Gefahrenabwehrplanen

Ein interner Alarm- und Gefahrenabwehrplan ist vom Betreiber eines Betriebsbereichs oder
von einer durch den Betreiber beauftragten Stelle zu erstellen und fortzuschreiben. Der Ent-
wurf des internen Alarm- und Gefahrenabwehrplans sollte sinnvoller weise frithzeitig mit den
fiir den Brand- und Katastrophenschutz zustindigen Stellen abgestimmt werden. Im Geneh-
migungsverfahren nach BImSchG und ggf. bei der Fortschreibung des internen Alarm- und
Gefahrenabwehrplans ist es die Aufgabe der Genehmigungs- bzw. Uberwachungsbehérde zu
priifen, ob die internen Alarm- und Gefahrenabwehrpline vom Betreiber erstellt und mit den
fiir Katastrophenschutz und die allgemeine Gefahrenabwehr zustindigen Behorden abge-
stimmt worden sind.

5. Interne Alarm- und Gefahrenabwehrplane fir komplexe
Industriestandorte

Fiir Betriebsbereiche, fiir die durch die zustindige Behorde die Mdoglichkeit des Eintretens
von Dominoeffekten festgestellt worden ist, d.h. fiir die nicht ausgeschlossen werden kann,
dass auf Grund ihres Standortes, ihres gegenseitigen Abstandes und der in ihren Anlagen vor-
handenen gefihrlichen Stoffe eine erhohte Wahrscheinlichkeit oder Moglichkeit von Storfal-
len bestehen kann oder diese Storfille folgenschwerer sein konnen, enthélt die Storfall-
Verordnung weitere Anforderungen. Nach § 6 Abs. 3 Storfall-Verordnung gilt u.a., dass im
Benehmen mit den Behdrden (Staatliche Umweltimter - StUA) zwischen den Betreibern In-
formationen auszutauschen sind, die erforderlich sind, um in den internen Alarm- und Gefah-
renabwehrpldnen der Art und dem Ausmal} der Gesamtgefahr eines Storfalls Rechnung zu
tragen und, dass die Betreiber im Zusammenwirken mit den Behorden (Ordnungsbehorden)
bei der Erstellung der externen Alarm- und Gefahrenabwehrpldne zusammen arbeiten miissen.

Interne Alarm- und Gefahrenabwehrpldne bestehen i.d.R. aus einem anlageniibergreifenden
internen Alarm- und Gefahrenabwehrplan fiir den gesamten Standort (Werksalarmplan), in
dem Punkte wie Werkfeuerwehr, Loschwasserversorgung, allgemeine Rettungs- und An-
griffswege und Loschwasserriickhaltung dargestellt sind. Gleichzeitig existieren fiir jede ein-
zelne Anlage noch anlagenbezogen interne Alarm- und Gefahrenabwehrplédne, in denen das
anlagenspezifische Gefahrenpotenzial dargestellt und die Abldufe von Alarmierung und Ge-
fahrenabwehr festgelegt werden. In der jliingeren Vergangenheit haben Umstrukturierungen
von Firmen dazu gefiihrt, dass die Anlagen an einem Standort nun von unterschiedlichen
Betreibern betrieben werden und dariiber hinaus die Infrastruktur wie Medienversorgung,
Klédranlage, Werkfeuerwehr etc. von einer Servicegesellschaft betrieben werden, d.h., an ei-
nem gemeinsamen Standort befinden sich verschiedene Betriebsbereiche im Sinne von § 3
Abs. 5a BImSchG in einem gemeinsamen Industriepark. Jedem dieser Betreiber erlegt § 10
Abs. 1 der Storfall-Verordnung die Pflicht auf, einen internen Alarm- und Gefahrenabwehr-
plan zu erstellen und umzusetzen. An solchen Standorten besteht die Notwendigkeit, eine
standortlibergreifende internen Alarm- und Gefahrenabwehrplanung zwischen unterschiedli-
chen Betreibern abzustimmen und insbesondere Verantwortlichkeiten, Zustidndigkeiten und
Befugnisse rechtlich verbindlich festzulegen. Der standortiibergreifende
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interne Alarm- und Gefahrenabwehrplan in Verbindung mit den anlagenbezogenen internen
Alarm- und Gefahrenabwehrplidnen ergeben zusammengenommen den internen Alarm- und
Gefahrenabwehrplan fiir einen derartigen Standort. Dazu ist unbedingt eine vertragliche Rege-
lung von Verantwortlichkeiten, Pflichten und Rechten der beteiligten Betreiber und ggf. ex-
ternen Organisationen erforderlich.

6. Externe Notfallplane gemaR Gesetz vom 10. Februar
1998 uber den Feuerschutz und die Hilfeleistung
(FSHG)

Die im externen Notfallplan zu machenden Mindestangaben sind in Anhang IV Nr. 2 der Se-
veso II RL aufgelistet. Nach der Seveso II RL miissen die Betreiber den zustindigen Behor-
den die zur Aufstellung externer Alarm- und Gefahrenabwehrpline erforderlichen Informati-
onen zur Verfiigung stellen. Diese Informationen miissen, wenn die Moglichkeit besteht, dass
die Auswirkungen eines Storfalls das Hoheitsgebiet eines anderen Staates betreffen konnen,
von der zustindigen Behdrde an die zustindige Behdrde des anderen Staates iibermittelt wer-
den. Bei der Aufstellung von externen Notfallplinen muss die Offentlichkeit angehdrt wer-
den.

Anforderungen an die externe Notfallplanung sind Artikel 11 und Anhang IV der Seveso 11
Richtlinie zu entnehmen. Aus Griinden der fachlichen Zustindigkeit wurden die Anfor-
derungen nicht im BImSchG umgesetzt, sondern im o. g. Gesetz iiber den Feuerschutz und
die Hilfeleistung (FSHG). Einen Uberblick iiber das FSHG und den § 24a FSHG gibt Anhang
4. § 24a FSHG enthilt insbesondere auch das Verfahren der Offentlichkeitsbeteiligung bei der
Aufstellung von externen Alarm- und Gefahrenabwehrplénen.

Die zustindige Behorde kann aufgrund der Informationen in dem Sicherheitsbericht entschei-
den, dass sich die Erstellung eines externen Notfallplans durch die fiir die Gefahrenabwehr-
planung zustindige Behorde eriibrigt; die Entscheidung ist zu begriinden.

7. Muster Externer Notfallplan

Der Arbeitskreis Zivil- und Katastrophenschutz der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Be-
rufsfeuerwehren in Nordrhein-Westfalen (AGBF—-NRW-) hat nach Inkrafttreten des § 24 a
FSHG ein Muster eines Externen Notfallplans erarbeitet und am 27.11.2001 den Ab-
schlussbericht ,,Externer Notfallplan gem. § 24a FSHG; Empfehlungen zu Inhalt und Gliede-
rung® veroffentlicht. Der Bericht kann von der Homepage des AGBF-NRW im pdf-Format
heruntergeladen werden unter http://www.agbf-nrw.net/agbf ak.php?ak=zuk .

Der Bericht enthdlt das Inhaltsverzeichnis fiir einen externen Notfallplan, Muster fiir An-
gaben, die zu den einzelnen Punkten im einzelnen sinnvoll sein kdnnen sowie Hinweise und
Beispiele, die bei der Erstellung eines Externen Notfallplans niitzlich sein konnen. Das Mus-
ter Externer Notfallplan — Inhaltsverzeichnis - findet sich im Anhang 5.
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Anhang 1

Interner Alarm- und Gefahrenabwehrplan

Interner Alarm- und Gefahrenabwehrplan-Muster-

Deckblatt mit

— postalischer Anschrift

— Telefon-Nr.
— Telefax-Nr.

Fortschreibungsblatt (Anderungsdienst)

— Verteiler

— Gegenstand und Zweck (Zielsetzung)

— Geltungsbereich

1.  Angaben zu den Anlagen und ihrer Umgebung

1.1 Angaben zum Objekt (Anlage, Betrieb, Werk)
1.1.1  Allgemeine Beschreibung
1.1.2  Zufahrtmoglichkeiten, Bereitstellungsplitze
1.1.3  Betriebszeiten und Beschéftigtenzahlen
1.1.4  Einzelpline

1.1.4.1
1.1.4.2
1.1.4.3
1.1.4.4
1.1.4.5
1.1.4.6
1.1.4.7
1.1.4.8

Feuerwehrplan (nach DIN 14095)
Energieversorgungsplan

Rohrleitungspléne

Abwasserkanalplan (Loschwasserriickhaltung)
Absperreinrichtungen

Lageplan interner Alarm- und Warneinrichtungen
Flucht- und Rettungsplan

(Not-)Abfahrplan

1.2 Gefahrenschwerpunkte
1.2.1  Gefadhrliche Stoffe
1.2.2  Gefidhrliche technische Einrichtungen
1.2.3  Gefahrenbereiche
1.2.4  Auswirkungsbetrachtungen und Gefdhrdungsbereiche

1.3 Angaben zur Umgebung
1.3.1  Allgemeine Beschreibung (Ortsplan)
1.3.2  Besondere Schutzobjekte in der Nachbarschaft
1.3.3  Gefahrenquellen in der Umgebung

1.4 Externe Unterlagen
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2.1

2.2

23

3.1

3.2

4.1

4.2

5.1

Gefahrenabwehrkriifte und -einrichtungen

Betriebliche Gefahrenabwehrkréfte

2.1.1  Einsatzkrifte (intern)

2.1.2  Werksleitung/Betriebsleitung im Alarmfall
2.1.3  Spezielle Fachkrifte (intern)

2.1.4  Weisungsbefugnisse

AuBerbetriebliche Gefahrenabwehrkréfte
2.2.1  Einsatzkrifte (extern)

2.2.2  Spezielle Einsatzkrifte (extern)

2.2.3  Gerite und Ausriistung (extern)

Einrichtungen und Ausriistungen

2.3.1  Koordinierungsstelle

2.3.2  Kommunikationsstrukturen

2.3.3  Mobile Einsatzmittel

2.3.4  Ausristungen

2.3.5  Hilfsmittel zur Ermittlung des Gefahrdungsbereichs
2.3.6  Alarm- und Warneinrichtungen fiir Beschéftigte
2.3.7  Stationdre Sicherheitseinrichtungen

Alarmplan

Alarmfille
3.1.1 Werks-/Betriebsinterne Alarmfalle
3.1.2  Meldepflichtige Ereignisse

Alarmierungen

3.2.1  Alarmierungsablauf

3.2.2  Interne Alarmierungen

3.2.3  Meldungen an Behorden

3.2.4  Vereinbarungen iiber Vorabmeldungen

Warnungen

Warnung der Beschéftigten
Warnung der Nachbarschaft
Gefahrenabwehr

Gefahrenabwehr durch interne Stellen

5.1.1  Alarmzentrale

5.1.2  Werkfeuerwehr/Betriebsfeuerwehr/interne Einsatzkrifte
5.1.3  Werksirztlicher Dienst/Sanitétsstation

5.1.4  Werksleiter vom Dienst

5.1.5  Werkschutz

5.1.6  Sicherheitsabteilung/Fachkraft fiir Arbeitssicherheit
5.1.7  Umweltschutzabteilung/Umweltschutzbeauftragte
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5.1.8

Betroffene Anlage des Werkes

5.1.9  Nachbaranlage im Werk

5.1.10
5.1.11

Hilfeleistende interne Fachabteilungen
Alle Mitarbeiter

5.2 Gefahrenabwehr unter Beteiligung externer Stellen

5.2.1

522

523

Name oder betriebliche Stellung der Person, die fiir die Verbindung zu der fiir
den externen Alarm- und Gefahrenabwehrplan zustindigen Behdrde verant-
wortlich ist.

Frithwarnvorkehrungen der fiir die Einleitung der im externen Alarm- und Ge-
fahrenabwehrplan vorgesehenen MafBnahmen zustindigen Behorden, Art der
Informationen, die bei der ersten Meldung mitzuteilen sind, sowie Vor-
kehrungen zur Ubermittlung von detaillierten Informationen, sobald diese ver-
fiigbar sind.

Vorkehrungen zur Ausbildung des Personals in den Aufgaben, deren Wahrneh-
mung von ihm erwartet wird, sowie gegebenenfalls zur Koordinierung dieser
Ausbildung mit externen Notfall- und Rettungsdiensten.

6. Anweisungen fiir spezielle Ereignisse

7. Informationen der Behorden und der Medien (Presse, Rundfunk, Fernsehen) und
Auskiinfte an die Bevolkerung

7.1
7.2

Informationen der Behorden
Information der Medien (Presse, Rundfunk, Fernsehen) und Auskiinfte an die
Bevolkerung

8. Telefonverzeichnis

8.1 Interne Rufnummern

8.2 Behdrden-Rufnummern

8.3 Fremdfirmen-Rufnummern
Anlagen

Anlage 1 Ubersichtsplan

Anlage 2 Lageplan

Anlage 3 Feuerwehrplan

Anlage 4 Energieversorgungsplan

Anlage 5 Werkplan ,,Rohrbriicke*

Anlage 6 Werkplan ,,Abwasser*

Anlage 7 Flucht- und Rettungsplan

Anlage 8 Sicherheitsdatenblatt

Anlage 9 Alarmierungsablauf

Anlage 10 Alarmierungsumfang

Anlage 11 Alarmierungsliste fiir Alarmzentrale

Anlage 12 Vorabmeldung

Anlage 1

3 Meldestufen D 1 - D 4

Stichwortverzeichnis
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Anhang 2
Vorgehensweise zur Formulierung
von Storfallablaufszenarien

Ziel: Formulierung von fiir die Notfallplanung verwendbaren Ereignisabldufen wie Brand,
Explosion oder Stofffreisetzung

Folgende Angaben sind erforderlich:
1. Art der Auswirkung:
- Brand
- Explosion
- Stofffreisetzung
2. Name/Bezeichnung des Stoffes bzw. der Zubereitung
3. Art und Eigenschaft des Stoffes
4. Grofte in der Anlage/Betrieb befindliche zusammenhédngende Stoffmenge (z. B. Inventar
des grofiten Behilters oder Apparates, Menge zwischen zwei Absperreinrichtungen).
5. Besondere Hinweise fiir Einsatzkrifte, Bekdmpfungsmoglichkeiten bei Stofffreisetzungen.
6. Lageplan mit Angaben zur Ortlichen Lage.
7. Ermittlung der Auswirkungen von Stofffreisetzungen auf der Basis von Grenzkonzent-
rationen, Grenzdriicken und Grenzbestrahlungsstérken.
8. Falls erforderlich, bzw. sinnvoll moglich, Angaben iiber Ablagerungen auf dem Boden
bzw. Ausbreitung in Oberflichengewédssern/im Grundwasser.
9. Besonderheiten (z. B. Autobahn fiihrt durch das Werk, Lage von potenziellen Ziind-
quellen, Hochwassergefahrdungsgebiet)

Hinweise:

Beispiele fiir Storfallablaufszenarien wurden im Auftrag des Umweltbundesamts ermittelt und
als Forschungsbericht 297 48 428 UBA.FB 000039/1 ,,Ermittlung und Berechnung von Stor-
fallablaufszenarien nach Maligabe der 3. Storfall-Verwaltungsvorschrift in der UBA-Reihe
Texte als Nr. 15/00 veroffentlicht. http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/mysql-
media-detail.php3?Kennummer=1831

Als weitere Erkenntnisquelle zum Thema Storfallablaufszenarien wird auf den SFK-Bericht
SFK-GS-26 der Storfall-Kommission —,Empfehlungen fiir Kriterien zur Abgrenzung von
Dennoch-Storfillen und fiir Vorkehrungen zur Begrenzung ihrer Auswirkungen verwiesen.
http://www.sfk-taa.de/Berichte_reports/Berichte SFK/sfk_gs 26.pdf
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Anhang 3
Aktualisierungsschema fur einen
internen Alarm- und Gefahrenabwehrplan

Folgende Hinweise sind bei der 3-jdhrlichen Aktualisierung des o.g. internen Alarm- und Ge-
fahrenabwehrplans zu beachten:

1. Welche technischen Anderungen sind fiir den internen Alarm- und Gefahrenabwehr-
plan von Relevanz?

2. Welche organisatorischen Anderungen sind fiir den internen Alarm- und Gefahrenab-
wehrplan von Relevanz?

3. Sind Anderungen in den Alarmadressen, Rufbereitschaften oder Soforteinsatzdiensten
vorgenommen worden?

4, Gibt es neue technische Erkenntnisse, die fiir die interne Alarm- und Gefahrenabwehr-
planung von Relevanz sind (Kommunikationsmittel, Einsatztechniken, Einsatzhilfs-
mittel)?

5. Gibt es neue Erkenntnisse aus schweren Unfillen, die fiir diesen internen Alarm- und

Gefahrenabwehrplan von Nutzen sein konnten?
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Anhang 4
Gesetz uber den Feuerschutz und die Hilfeleistung

Anforderungen an die externe Notfallplanung sind in Nordrhein-Westfalen im Gesetz {iber
den Feuerschutz und die Hilfeleistung insbesondere im § 24a in giiltiges Recht umgesetzt
worden.

Gesetz vom 10. Februar 1998 uber den Feuerschutz und die Hilfeleistung
(FSHG)

I. Abschnitt: Aufgaben und Tréiger

§ 1 Aufgaben der Gemeinden und Kreise

§ 2 Einsatz der Feuerwehren auf Bundesautobahnen, Wasserstra3en und Eisenbahnstrecken
§ 3 Aufgaben des Landes

§ 4 Pflichtaufgaben zur Erfiillung nach Weisung

II. Abschnitt: Vorbeugender Brandschutz

§ 5 Beteiligung der Brandschutzdienststellen aufgrund baurechtlicher Vorschriften
§ 6 Brandschau

§ 7 Brandsicherheitswachen

§ 8 Brandschutzerziehung, Brandschutzaufkliarung, Selbsthilfe

II1. Abschnitt: Die Feuerwehren

§ 9 Arten

§ 10 Berufsfeuerwehren

§ 11 Leiter der Freiwilligen Feuerwehr

§ 12 Ehrenamtliche Angehorige der Feuerwehr

§ 13 Hauptamtliche Krifte der Freiwilligen Feuerwehr

§ 14 Pflichtfeuerwehren

§ 15 Werkfeuerwehren

§ 16 Verbiande der Feuerwehren

§ 17 Einsatz im Rettungsdienst

IV. Abschnitt: Mitwirkung der privaten Hilfsorganisationen und weiterer Einheiten
§ 18 Mitwirkung der privaten Hilfsorganisationen

§ 19 Regieeinheiten

§ 20 Rechte und Pflichten der Helfer

V. Abschnitt: Vorzuhaltende Einrichtungen und vorbereitende Mafnahmen

§ 21 Leitstelle fiir den Feuerschutz und den Rettungsdienst

§ 22 Vorbereitung fiir Schadens- und GroBschadensereignisse

§ 23 Ausbildung, Fortbildung und Ubungen

§ 24 Pflichten der Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen, von denen besondere Gefahren
ausgehen

§ 24 a Externe Notfallpline fiir schwere Unfille mit gefahrlichen Stoffen

VI. Abschnitt: Durchfiihrung der AbwehrmafBBnahmen

§ 25 Uberdrtliche Hilfe

§ 26 Leitung der AbwehrmafBnahmen

§ 27 Inanspruchnahme und Handlungspflichten von Personen

§ 28 Pflichten der Grundstiickseigentiimer und -besitzer

§ 29 Leitung und Koordinierung bei Grof3schadensereignissen
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§ 30 Einsatzleitung bei Grof3schadensereignissen
§ 31 Auskunftsstelle

VII. Abschnitt: Aufsicht

§ 32 Aufsichtsbehorden

§ 33 Unterrichtungs- und Weisungsrecht

§ 34 Kreisbrandmeister, Bezirksbrandmeister
VIII. Abschnitt: Rechte und Pflichten der Bevolkerung
§ 35 Meldepflicht

§ 36 Entschadigung

§ 37 Zuléssigkeit der Datenverarbeitung

§ 38 Einschrankung von Grundrechten

§ 39 BuBgeldvorschriften

IX. Abschnitt: Kosten

§ 40 Kostentrager

§ 41 Kostenersatz

X. Abschnitt: Schlussvorschriften

§ 42 Zustindigkeit anderer Behorden

§ 43 Befugnisse des Innenministeriums

§ 44 Anhorung von Verbanden

§ 45 Ubergangsbestimmungen

§ 46 Inkrafttreten

§ 24 a Externe Notfallpline fiir schwere Unfille mit gefahrlichen Stoffen

(1) Fiir alle unter Artikel 9 der Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Be-
herrschung der Gefahren bei schweren Unfidllen mit gefdhrlichen Stoffen (Abl. EG 1997
Nr. L 10 S. 13) fallenden Betriebe, fiir die ein Sicherheitsbericht zu erstellen ist, hat die
fiir die Gefahrenabwehrplanung zustindige Behorde einen externen Notfallplan unter Be-
teiligung des Betreibers und unter Beriicksichtigung des internen Notfallplans, der in der
Storfall-VO als interner Alarm- und Gefahrenabwehrplan bezeichnet wird, zu erstellen,
um
1. Schadensfille einzuddimmen und unter Kontrolle zu bringen, so dass die Folgen mog-
lichst gering gehalten und Schiden fiir Mensch, Umwelt und Sachen begrenzt werden
kénnen,

2. Maflnahmen zum Schutz von Mensch und Umwelt vor den Folgen schwerer Unfille
durchzufiihren,

3. notwendige Informationen an die Offentlichkeit sowie betroffene Behdrden oder
Dienststellen in dem betreffenden Gebiet weiterzugeben,

4. Aufraumarbeiten und Mafinahmen zur Wiederherstellung der Umwelt nach einem
schweren Unfall einzuleiten.

Die zustindige Behdrde im Sinne des Artikels 16 der in Satz 1 genannten Richtlinie kann

aufgrund der Informationen in dem Sicherheitsbericht entscheiden, dass sich die Erstel-

lung eines externen Notfallplans durch die fiir die Gefahrenabwehrplanung zustindige

Behorde eriibrigt; die Entscheidung ist zu begriinden.
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(2) Externe Notfallplane miissen Angaben enthalten iiber

1. Namen oder Stellung der Personen, die zur Einleitung von Sofortmaflnahmen sowie
zur Durchfithrung und Koordinierung von Mallnahmen aullerhalb des Betriebsge-
landes erméchtigt sind,

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frithwarnungen sowie zur Alarmauslosung
und zur Benachrichtigung der Einsatzkréfte,

3. Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Umsetzung des externen Notfallplans not-
wendigen Einsatzmittel,

4. Vorkehrungen zur Unterstlitzung von AbhilfemaBnahmen auf dem Betriebsgelédnde,

5. Vorkehrungen fiir AbhilfemaBBnahmen auerhalb des Betriebsgeldndes,

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Offentlichkeit iiber den Unfall sowie iiber das
richtige Verhalten,

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatzkrifte auslédndischer Staaten bei einem
schweren Unfall mit méglichen grenziiberschreitenden Folgen.

(3) Die Entwiirfe der externen Notfallpline sind zur Anhorung der Offentlichkeit fiir die Dau-
er eines Monats 6ffentlich auszulegen. Die geheimhaltungsbediirftigen Teile der externen
Notfallpldne, insbesondere dem Datenschutz unterliegende personenbezogene Angaben,
verdeckte Telefonnummern oder interne Anweisungen, sind hiervon ausgenommen. Ort
und Dauer der Auslegung sind vorher 6ffentlich bekannt zu machen mit dem Hinweis,
dass Bedenken und Anregungen wihrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden kon-
nen. Die fristgeméf vorgebrachten Bedenken und Anregungen sind zu priifen; das Ergeb-
nis ist mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Bedenken und Anregungen mit im we-
sentlichen gleichem Inhalt vorgebracht, kann die Mitteilung des Ergebnisses der Priifung
dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis ermdglicht
wird. Die Stelle, bei der das Ergebnis der Priifung wéhrend der Dienststunden eingesehen
werden kann, ist 6ffentlich bekannt zu machen. Wird der Entwurf des externen Notfall-
plans nach der Auslegung gedndert oder erginzt, ist er erneut auszulegen. Bei der erneuten
Auslegung kann bestimmt werden, dass Bedenken oder Anregungen nur zu den geidnder-
ten oder ergiinzten Teilen vorgebracht werden kénnen. Werden durch die Anderung oder
Erginzung des Entwurfs die Grundziige der Planung nicht beriihrt oder sind Anderungen
oder Ergidnzungen im Umfang geringfiigig oder von geringer Bedeutung, kann von einer
erneuten O0ffentlichen Auslegung abgesehen werden.

(4) Die fiir die Gefahrenabwehrplanung zustidndigen Behorden haben die von ihnen erstellten
externen Notfallpldne in angemessenen Abstinden von hdchstens drei Jahren unter Betei-
ligung des Betreibers und unter Beriicksichtigung des internen Notfallplans zu tliberpriifen,
zu erproben und erforderlichenfalls zu {iberarbeiten und auf den neuesten Stand zu brin-
gen. Bei dieser Uberpriifung sind Verinderungen in den Betrieben und den Notdiensten,
neue technische Erkenntnisse und Erkenntnisse dariiber, wie bei schweren Unfillen zu
handeln ist, zu beriicksichtigen.
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Anhang 5

Muster Externer Notfallplan — Inhaltsverzeichnis -

— e
B Wi~

— e e e e

1.4.1
1.1.4.2
1.143
1.1.4.4
1.1.4.5
1.1.4.6
1.1.4.7

1.2

1.2.1
1.2.2
1.2.3
1.2.4

1.3

1.3.1
1.3.2
1.3.3

2.1

2.1.1
2.1.2
2.1.3
2.14

2.2

2.2.1
222
223

23

23.1
232
233
234
235

Angaben zum Objekt und seiner Umgebung

Angaben zum Objekt (Anlage, Betrieb, Werk)
Allgemeine Beschreibung
Zufahrtsmoglichkeiten, Bereitstellungsrdume
Betriebszeiten und Beschaftigungszahlen
Einzelpldne, technische Unterlagen
Feuerwehrplan (nach DIN 14095)
Energieversorgungsplan

Rohrleitungsplan

Abwasserkanalplan (Lo WaRii)
Absperreinrichtungen

Lageplan betrieblicher Alarm- und Warneinrichtungen
Flucht- und Rettungsplan

Gefahrenschwerpunkte

Gefahrliche Stoffe (genehmigte Mengen)
Gefdhrliche technische Einrichtungen
Gefahrenbereiche

Feststellen des gefdhrdeten Gebietes

Angaben zur Umgebung

Allgemeine Beschreibung (Ortsplan)
Besondere Schutzobjekte in der Nachbarschaft
Gefahrenquellen in der Umgebung

Gefahrenabwehrkriifte und —einrichtungen

Betriebliche Gefahrenabwehrkrifte
Einsatzkrifte der Werkfeuerwehr
Werksleitung/ Betriebsleitung im Alarmfall
Spezielle Fachkrifte des Betriebes
Weisungsbefugnisse

AuBlerbetriebliche Gefahrenabwehrkrifte
Externe Einsatzkréfte

Externe Fachkréfte/sachkundige Personen
Externe Ausriistung und Geréte

Einrichtungen und Ausriistungen des Betriebes
Alarmzentrale/Koordinierungsstelle
Kommunikationsstrukturen

Mobile Einsatzmittel

Ausriistungen und Geréte

Warneinrichtungen fiir Hinweise auf besondere Gefahren
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3. Alarmierungen und Meldewege

3.1 Alarmierungsablauf

3.2 Meldungen an Behorden

33 Vertragliche Vereinbarungen

4. Warnungen

4.1 Warnung der Beschiiftigten

4.2 Warnung der Bevolkerung

4.2.1 Sirenen

4.2.2  Lautsprecherfahrzeuge der Feuerwehr

423 Informations- und Warndurchsagen iiber Horfunk und Fernsehen
4.2.3.1 Informationsdurchsagen tiber Horfunk

4.2.3.2 Warndurchsagen tiber Horfunk und Fernsehen

4.2.3.3 Entwarnung

5. Gefahrenabwehr

5.1 Fiihrungsorganisation

5.2 Brandbekimpfung, Abwehr gefihrlicher Stoffe und Giiter
5.3 Messen der Schadstoffkonzentrationen

5.4 Verkehrsmalinahmen

5.5 Evakuierung

5.6 Arztliche und rettungsdienstliche MaBnahmen

6. Anweisungen fiir spezielle Ereignisse
6.1 Extreme Wetterlagen
6.2 Hochwasser

6.3 Bergschiden

6.4 Erdbeben

7. Informationen der Behorden, Medien und Auskunft an die Bevolkerung
7.1 Information der Behorden
7.2 Information der Medien
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7.3

8.1

8.2

8.3

9.1
9.1.1
9.1.1.1
9.1.1.2
9.1.2
9.1.3

9.2
9.3
9.3.1
932
9.33
10.
10.1
10.2

10.3

Auskunft an die Bevolkerung
Telefonverzeichnis

Interne Rufnummern
Behorden-Rufnummern/Anschriften
Fremdfirmen-Rufnummern

Anhang

Begriffsbestimmungen und Rechtsvorschriften
Definitionen

Begriffsbestimmungen aus Gesetzestexten
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Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen - Merkblatter Band 45
-23/23 -



	Deckblatt
	Titel
	Impressum
	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	1.Umsetzung der Seveso II Richtlinie in Deutschland
	2.Anforderungen der Störfall-Verordnung an inter�
	3.Interne Alarm- und Gefahrenabwehrpläne nach �S
	4.Erstellung und Abstimmung von internen �Alarm-�
	5.Interne Alarm- und Gefahrenabwehrpläne für kom
	6.Externe Notfallpläne gemäß Gesetz vom 10. Feb�
	7.Muster Externer Notfallplan
	Anhang 1 �Interner Alarm- und Gefahrenabwehrplan
	
	Interner Alarm- und Gefahrenabwehrplan - M u s t e r -


	Anhang 2 �Vorgehensweise zur Formulierung �von S
	Anhang 3 �Aktualisierungsschema für einen �inte�
	Anhang 4 �Gesetz über den Feuerschutz und die Hi
	
	Gesetz vom 10. Februar 1998 über den Feuerschutz�


	Anhang 5 �Muster Externer Notfallplan – Inhaltsv�

	korr1: Vierter Abschnitt - Schutz vor sonstigen Gefahren - § 13a LImSchG - Schutz vor sonstigen Ge-fahren: "§ 1 Abs. 1 und 2, § 2 sowie der Zweite und der Vierte Teil der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 26. April 2000 (BGBl. I S. 603) sind auf genehmigungsbedürftige und nicht genehmigungsbedürftige Anlagen entsprechend anzuwen-den, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und die nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unter-nehmungen Verwendung finden, sofern sie Betriebsbereiche oder Teile von Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Abs. 5a Bundes-Immissionsschutzgesetz sind." (2005)


